
werden und ob die Deutsche Notenbank, wenn sie von 
der Verfügung Kenntnis erhält, die Rückforderung auf­
geben kann. Man wird diese Frage wohl bejahen müs­
sen. Auf jeden Fall können nach § 16 WStVO die Gegen­
stände, auf die sich die strafbare Handlung bezieht, also 
die gesetzwidrig gezahlten oder durch sonstige Er­
füllungshandlung geleisteten Geldbeträge sowie die 
durch gesetzwidrige Verfügungen erhaltenen oder ver­
äußerten Rechte, im Strafverfahren neben der Strafe 
oder auch selbständig zu Gunsten der Deutschen Noten­
bank eingezogen werden. Befinden sich jedoch die ent­
sprechenden Vermögenswerte nicht mehr in der Deut­
schen Demokratischen Republik, so entsteht auch bei 
der Einziehung die Frage, ob die anstelle desjenigen, 
der gesetzwidrig verfügt hatte, handelnde Deutsche 
Notenbank die Nichtigkeit der Verfügung geltend 
machen und deren Gegenstand, z. B. die aufgerechnete 
oder abgetretene Forderung, für sich in Anspruch 
nehmen kann. Das führt uns auf den dornenvollen 
Weg des § 817 BGB, dessen Anwendung anhand einiger 
Beispiele von gesetzwidrigen Zahlungen sowie gesetz­
widrigen Verfügungen über Forderungen an West­
schuldner behandelt werden soll.

1. A. in der Deutschen Demokratischen Republik zahlt 
auf Veranlassung des Westgläubigers B. die geschuldete 
Summe dem C. in der Deutschen Demokratischen Re­
publik, dem B. selbst Geld schuldet und seine Forderung 
an A. abgetreten hat (Dreiecksverkehr). Die Übereig­
nung des Geldes an C. sowie die Begründung einer 
Buchforderung des C. gegenüber seinem Kreditinstitut 
sind als verbotswidrige Verfügungen nichtig (desgl. die 
zwischen B. und C. vereinbarte Abtretung). § 817 Satz 1 
findet Anwendung, da C. durch die Annahme der für 
Rechnung des Westgläubigers geleisteten Zahlung 
gegen § 2 des Gesetzes verstoßen hat. Nach § 817 Satz 2 
ist nun eine Rückforderung ausgeschlossen, wenn dem 
Leistenden gleichfalls ein solcher Gesetzesverstoß zur 
Last fällt. Über die Anwendbarkeit dieser oft als ge­
setzgeberisch verfehlt bezeiehneten Bestimmung 
existiert bereits eine umfangreiche Literatur und 
Rechtsprechung. Der gesetzespolitische Zweck dieser 
Vorschrift wird darin erblickt, daß der Gesetzgeber 
einer aus verwerflicher Gesinnung heraus erfolgten 
Leistung seinen Schutz nicht gewähren will. Dabei ist 
jedoch zu beachten, daß in den meisten Fällen das 
Erfüllungsgeschäft infolge seiner Abstrahierung von 
dem aus verwerflicher Gesinnung geschlossenen und 
daher nichtigen Grundgeschäft als gültig angesehen 
wurde. Wenn jedoch nicht nur das Grundgeschäft, son­
dern insbesondere der durch die abstrakte Erfüllungs­
handlung (hier die Zahlung) herbeigeführte Erfolg von 
der Rechtsordnung mißbilligt wird und diese die Hand­
lung, die das Erfüllungsgeschäft darstellt, ausdrücklich 
verbietet, würde der Ausschluß der Rückforderung 
eine Aufrechterhaltung des vom Gesetz ja gerade nicht 
gewollten Zustandes bedeuten. Man darf daher bei der 
zivilrechtlichen Behandlung dieser Frage den öffent­
lichen Gesichtspunkt nicht außer acht lassen15), und muß 
für den Fall der gesetzwidrig geleisteten Zahlung die 
Anwendung des § 817 Satz 2 ausschließen und dem 
verbotswidrig Verfügenden den Anspruch auf Rück­
forderung des Geleisteten zubilligen. Das bedeutet für 
unser Beispiel des verbotenen Dreiecksverkehrs: A'. 
kann die an C. geleistete Summe zurückfordern und 
hat diese auf ein auf den Namen des B. lautendes 
Konto bei einer Ostbank einzuzahlen. Daran ändert sich 
auch nichts, falls etwa die verbotswidrig gezahlte 
Summe im Wirtschaftsstrafverfahren eingezogen wird; 
A. hat dann, um von seiner Verbindlichkeit befreit zu 
werden, den geschuldeten Betrag noch einmal auf Konto 
einer Ostbank einzuzahlen, da die erste Zahlung gesetz­
widrig und als Erfüllungshandlung nichtig war und 
somit die Verbindlichkeit gegenüber B. nicht tilgen 
konnte.

2. A. in der Deutschen Demokratischen Republik tritt 
seine Forderung gegen B. im Westen an Zahlungs Statt 
seinem Westgläubiger C. ab. Die hierin liegende Abrede 
an Erfüllungs Statt, das Grundgeschäft, ist als Verstoß 
gegen § 2 und der hiervon streng zu trennende Ab­
tretungsvertrag als Verstoß gegen § 10 Abs. e und als 
nicht genehmigte Verfügung über die Forderung gegen

15) So N a t h a n  treffend zur Frage der Anwendung der 
§§ 813 und 817 BGB im Preisrecht, NJ 1950 S. 303.

B. nach § 8,, Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes nichtig. Zahlt B. 
an den Abtretungsempfänger C., so entsteht die Frage, 
ob C. im Westen die Nichtigkeit der Abtretung gegen 
sich gelten lassen muß. Das Gesetz zur Regelung des 
innerdeutschen Zahlungsverkehrs enthält keine Be­
stimmungen hierüber. Nach altem deutschen Devisen­
recht konnte die Nichtigkeit nicht zum Nachteil Dritter 
geltend gemacht werden, welche die die Nichtigkeit 
begründenden Tatsachen nicht kannten, wobei die Be­
weislastverteilung zwischen Deviseninländern und De­
visenausländern verschieden geregelt war. Aus der Tat­
sache, daß eine ähnliche Vorschrift für den innerdeut­
schen Zahlungsverkehr nicht besteht und daß die West­
mark und Forderungen an Westschuldner vom Gesetz 
nicht zu Devisen erklärt werden, folgt, daß der West­
schuldner eine nach den Gesetzen der Deutschen Demo­
kratischen Republik gegebene Nichtigkeit einer Verein­
barung mit seinem Gläubiger gegen sich gelten lassen 
muß, zumal jeder westliche Partner eines innerdeut­
schen Schuldverhältnisses damit rechnen muß, daß auch 
seitens der Deutschen Demokratischen Republik für den 
innerdeutschen Zahlungsverkehr verbindliche Vor­
schriften erlassen sind, wie sie in Westdeutschland be­
reits seit Durchführung der dortigen Währungsreform 
durch die westliche Devisengesetzgebung bestehen10). 
Daher ist dem westdeutschen Schuldner der Einwand, 
er habe geglaubt, daß sein Gläubiger in der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Forderung frei ver­
fügen könne, grundsätzlich versperrt16 17). C. ist daher in­
folge Nichtigkeit des Abtretungsvertrages dem A. 
gegenüber gemäß § 817 zur Rückgabe der von B. er­
haltenen und ihm für Rechnung des A. gezahlten Geld­
summe verpflichtet; § 817 Satz 2 findet wiederum keine 
Anwendung. Wegen der weiteren Nichtigkeit der der 
Abtretung zugrunde liegenden Hingabe an Erfüllungs 
Statt ist auch die Forderung des C. gegen A. nicht erlo­
schen. A. hat daher seine Schuld gegenüber C. durch Ein­
zahlung auf ein auf dessen Namen lautendes Konto bei 
einer Ostbank zu tilgen und seine Forderung gegen C. 
auf Rückzahlung des nichtigerweise von B. Erlangten 
bei der Deutschen Notenbank anzumelden. B. ist von 
seiner Verbindlichkeit gegenüber A. frei geworden, da 
die Nichtigkeit der Abtretung oder des ihr zugrunde 
liegenden Kausalgeschäfts nicht zu Lasten des Schuld­
ners gehen kann (§ 409 BGB). Anstelle des ursprüng­
lichen Schuldners B. ist jetzt der nach § 817 rückgabe­
pflichtige C. getreten, ohne daß sich die Höhe der Forde­
rung geändert hat; finanz- und währungsmäßig ge­
sehen dürfte es der Deutschen Notenbank gleichgültig 
sein, ob bei ihr eine Forderung gegen den Westschuld­
ner B. oder eine solche in gleicher Höhe gegen den West­
schuldner C. angemeldet wird.

Händigt A., statt seine Forderung an B, abzutreten, 
dem C. eine an B. gerichtete Anweisung aus, so ist die

16) Auch nach westlichem Recht stellt die Vereinbarung 
einer Abtretung durch den Schuldner in der Deutschen De­
mokratischen Republik eine gesetzwidrige Verfügung dar, 
da nach § 1 der am 15. September 1949 in Kraft getretenen 
37. Durchführungsverordnung zum 'Umstellungsgesetz über 
Forderungen gegenüber Schuldnern im Gebiete der heutigen 
Deutschen Demokratischen Republik nur mit Genehmigung 
der zuständigen Landeszentralbank verfügt werden darf. 
Aber selbst dann, wenn eine solche westliche Genehmigung, 
vielleicht auf Grund einer allgemeinen Ermächtigung der 
Bank Deutscher Länder, vorliegt, muß die Abtretung für 
nichtig angesehen werden, da zumindest der Zedent in der 
Deutschen Demokratischen Republik gesetzwidrig gehandelt 
hat, und es nicht angeht, das einheitliche Rechtsgeschäft in 
einen nichtigen Geschäftsteil (die Erklärung der Abtretung) 
und einen gültigen Geschäftsteil (die Annahme der Abtretungs­
erklärung) auseinander zu reißen.

17) Es muß erwartet werden, daß im Streitfall die zur 
Entscheidung berufenen westlichen Gerichte, die zuständig 
sind, weil der Schuldner des durch nichtige Verfügung Er­
langten im Westen wohnt und die Bereicherungsforderung 
dort belegen ist, die Vorschriften des Gesetzes zur Regelung 
des innerdeutschen Zahlungsverkehrs entsprechend den auf 
innerdeutsche Schuldverhältnisse angewandten Grundsätzen 
des internationalen Privatrechts zugrunde legen. Danach 
richtet sich das der Abtretung zugrunde liegende Kausalver­
hältnis — hier die Abrede an Erfüllungs Statt — nach dem 
Schuldstatut, d. h. nach dem am Wohnsitz des Schuldners 
geltenden Recht, hier also nach dem Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik. Das auf Grund der nichtigen Abrede 
an Erfüllungs Statt von dem Dritten Erlangte kann daher 
auch nach § 812 ff. BGB zurückgefordert werden, so daß in 
dem gewählten Beispiel der C. auch dann rückgabepflichtig 
bleibt, wenn entgegen der im Text vertretenen Auffassung 
die Nichtigkeitswirkung der von A. vorgenommenen Abtre­
tung seitens westdeutscher Gerichte dem C. gegenüber 
verneint werden sollte.
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